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Die hamburgische Verfassung von 1860: Wegemarke 
des Verfassungswandels zwischen 1712 und 1921
Udo Schäfer
 1  E inleitung
Während die süddeutschen Staaten Bayern,1 Baden2 und Württemberg3 be‐
reits  zwischen  den  beiden  Grundverträgen  des  Deutschen  Bundes,  der 
Deutschen Bundesakte4 vom 8. Juni 1815 und der Wiener Schlussakte5 vom 
15. Mai 1820, Verfassungen erhielten,6 gab sich die Hansestadt Hamburg7 





















dernen Sinne. Die beiden anderen Hansestädte Lübeck und Bremen hatten 
bereits während der Revolution in den Jahren 1848 und 1849 moderne Ver-
fassungen angenommen, in den folgenden Jahren aber im Zuge der Reakti-
on einzelne Elemente schon wieder aufgehoben.8 In Preußen hatten die ers-
te  und  die  zweite  Kammer  der  gesetzgebenden  Gewalt  zu  Beginn  des 
Jahres 1850 eine – die oktroyierte Verfassung des Jahres 1848 in konservati-
vem Sinne  revidierende –  Verfassung9 beschlossen.10 Vor  der  Revolution 
darf Preußen zwar als „Verwaltungsstaat“, nicht aber als „Verfassungsstaat“ 
charakterisiert  werden.11 Erst  während der  Revolution beschritt  Preußen 
den Weg zur konstitutionellen Monarchie.12 Dabei blieb insbesondere die 
Revision  des  Jahres  1850  dem monarchischen  Prinzip  verpflichtet.13 Die 
Idee des monarchischen Prinzips hatte vor der Revolution den Diskurs in 
der politischen Theorie und der Staatsrechtslehre wesentlich bestimmt.14 Sie 
bot ein Denkmodell, das die Integration der monarchischen Souveränität in 
7 Verfassung der freien und Hansestadt Hamburg. Auf Befehl eines hochedlen Rathes der freien 
und Hansestadt Hamburg publicirt den 28. September 1860; Sammlung der Verordnungen der 
freien Hansestadt Hamburg seit 1814. Bd. 29. Verordnungen von 1860. Bearb. von Johann Mar-
tin Lappenberg. Hamburg 1861. S. 79–125.
8 Rainer Postel. In: Kurt G. A. Jeserich, Hans Pohl und Georg-Christoph von Unruh (Hg.): Deut-
sche Verwaltungsgeschichte. Bd. 2. Vom Reichsdeputationshauptschluß bis zur Auflösung des 
Deutschen Bundes. Stuttgart 1983. S. 800–802. – Ders. In: Kurt G. A. Jeserich, Hans Pohl und 
Georg-Christoph von Unruh (Hg.):  Deutsche  Verwaltungsgeschichte.  Bd.  3.  Das  Deutsche 
Reich bis zum Ende der Monarchie. Stuttgart 1984. S. 837–841. – Michael Stolleis: Geschichte 
des öffentlichen Rechts in Deutschland. Bd. 2. Staatsrechtslehre und Verwaltungswissenschaft 
1800–1914. München 1992. S. 217 f.
9 Huber (Hg.): Dokumente, Bd. 1, wie Anm. 1, Nr. 168. S. 401–414, zu 1850 Jan. 31; Dürig und 
Rudolf (Hg.): Texte, wie Anm. 3, Nr. 7. S. 135–152.
10 Brandt: Der lange Weg in die demokratische Moderne, wie Anm. 6. S. 112–117. – Michael Ko-
tulla: Deutsche Verfassungsgeschichte. Vom Alten Reich bis Weimar (1495–1934). Berlin und 
Heidelberg 2008. Rdnrn. 1805–1828. S. 453–459.
11 Reinhart Koselleck: Preußen zwischen Reform und Revolution. Allgemeines Landrecht, Ver-
waltung und soziale Bewegung von 1791 bis 1848 (Industrielle Welt. Schriftenreihe des Ar-
beitskreises für moderne Sozialgeschichte 7). Stuttgart  2. Aufl.  1975. – Nipperdey: Deutsche 
Geschichte 1800–1866, wie Anm. 6. S. 331–337. – Siemann: Vom Staatenbund zum National-
staat, wie Anm. 6. S. 68–71. – Grimm: Deutsche Verfassungsgeschichte 1776–1866, wie Anm. 6. 
S. 79–82. – Stolleis: Geschichte des öffentlichen Rechts, Bd. 2, wie Anm. 8. S. 218–225.
12 Botzenhart: Deutsche Verfassungsgeschichte 1806–1949, wie Anm. 6. S. 58–65.
13 Stolleis: Geschichte des öffentlichen Rechts, Bd. 2, wie Anm. 8. S. 297 f.
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den Verfassungsstaat erlaubte.15 Es lag in der Natur der Sache, dass dieser 
Diskurs die norddeutschen Stadtrepubliken Lübeck, Hamburg und Bremen 
nicht   erfasste.16  Allerdings  wurden   auch   deren   gemeindlich‐genossen‐
schaftliche Ordnungsvorstellungen17 nicht zu einem weiteren  Gegenstand 
der Diskussion über den Verfassungsstaat. So blieben Hamburg18 und die 



















Deutschland  einen  städtischen  „Republikanismus“?  Zur  politischen  Kultur  des  alteuropäi‐
schen Bürgertums. In: Helmut G. Koenigsberger (Hg.), Republiken und Republikanismus im 
Europa  der  Frühen  Neuzeit   (Schriften  des  Historischen  Kollegs.  Kolloquien  11),  München 







Grothe:  Zwischen  Geschichte  und  Recht.  Deutsche  Verfassungsgeschichtsschreibung  1900–
1970 (Ordnungssysteme. Studien zur Ideengeschichte der Neuzeit 16). München 2005. S. 30.
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1. Während vormoderne Verfassungsordnungen die Legitimität20 von 
Herrschaftsgewalt voraussetzen würden, werde eine legitime Herr-
schaftsgewalt durch eine Verfassung im modernen Sinne erst begründet.
2. Eine moderne Verfassung erhebe den Anspruch, Herrschaftsgewalt 
nicht nur partiell, sondern umfassend zu regeln.
3. Vormoderne Verfassungsordnungen würden auf vertraglichen Grund-
lagen beruhen und eine Bindungswirkung lediglich  zwischen den 
Vertragsparteien erzeugen. Eine Verfassung im modernen Sinne hin-
gegen binde alle  Personen, die  der Herrschaftsgewalt  unterworfen 
seien. Sie wirke deshalb nicht nur partikular, sondern universal.
Der vormoderne Begriff der Verfassung beschreibe einen rechtlich gepräg-
ten Zustand, während sich der moderne Begriff auf das den Zustand prä-
gende Recht beziehe. So habe sich der Begriff der Verfassung von einem 
Seins- zu einem Sollensbegriff entwickelt. Vor dem Hintergrund dieses von 
Dieter Grimm vertretenen begrifflichen Verständnisses soll die Verfassung 
vom 28. September 1860 in die hamburgische Verfassungsgeschichte zwi-
schen dem vormodernen Hauptrezess vom 13. Oktober 1712 und der mo-
dernen Verfassung vom 7. Januar 1921 eingeordnet werden.
Als  wissenschaftliche  Disziplin  ist  die  Verfassungsgeschichte  in 
Deutschland ein Fach zwischen der Geschichts-, der Rechts- und der Poli-
tikwissenschaft.21 Ihre Aufgabe besteht in der synchronen und diachronen 
Analyse von Herrschaftsmodellen. Ihr Erkenntnisinteresse ist sowohl auf 
das Phänomen des Staates als auch auf unter- und überstaatliche ebenso 
wie  auf  vor-  und nachstaatliche Phänomene gerichtet.22 Anstelle  der Be-
griffe des Staates und der Staatsgewalt werden in dem vorliegenden Beitrag 
deshalb die Begriffe der Herrschaft und der Herrschaftsgewalt verwendet, 
um den Erkenntnisgegenstand verfassungsgeschichtlicher Forschung zu 
20 Vgl. zum Begriff Schliesky: Souveränität und Legitimität von Herrschaftsgewalt, wie Anm. 15. 
S. 150–166.
21 Grothe: Zwischen Geschichte und Recht, wie Anm. 19. S. 35–42. – Ders.: Neue Wege der Ver-
fassungsgeschichte in Deutschland. Probleme und Perspektiven aus der Sicht des Historikers. 
In: Helmut Neuhaus (Hg.): Verfassungsgeschichte in Europa (Beihefte zu „Der Staat“ 18). Ber-
lin 2010. S. 124–130.
22 Christian Waldhoff:  Stand und Perspektiven der Verfassungsgeschichte in Deutschland aus 
Sicht der Rechtswissenschaft.  In:  Helmut Neuhaus (Hg.):  Verfassungsgeschichte in Europa 
(Beihefte zu „Der Staat“ 18). Berlin 2010. S. 169–172.
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beschreiben. Allerdings ist der Erkenntnisgegenstand weiter zu begrenzen, 
soll die Verfassungsgeschichte im Verhältnis zu anderen historisch arbei-
tenden wissenschaftlichen Disziplinen die Konturen bewahren. Als verfas-
sungsgeschichtlich wird daher nur die Analyse solcher Herrschaftsmodelle 
verstanden, die sich auf ein durch rechtliche Regeln geprägtes Gemeinwe-
sen beziehen.23 Die Frage, ob die im Rahmen des wissenschaftlichen Dis-
kurses zum Begriff der Verfassungsgeschichte angebotene24 Definition der 
rechtlichen Regeln als verbindlich anerkannte Regeln die beabsichtigte Be-
grenzung nicht doch wieder aufhebt, wäre sicher berechtigt. Eine Ausein-
andersetzung  mit  der  Diskussion  über  epochenübergreifende  oder  epo-
chenspezifische25 Rechtsbegriffe  kann  jedoch  in  diesem  Beitrag  nicht 
geführt  werden.  Auch bedarf  der  Beitrag  einer  solchen Auseinanderset-
zung  nicht,  weil  selbst  die  vormoderne  gemeindlich-genossenschaftliche 
Ordnung des hamburgischen Gemeinwesens über einen normativen Cha-
rakter verfügte. Mit der vorgenommenen Begrenzung bietet der Begriff des 
Herrschaftsmodells  einen Rahmen, in den sich auch die Differenzierung 
zwischen einer Verfassung im vormodernen und im modernen Sinne einfü-
gen lässt. Der vorliegende Beitrag wird sich der diachronen Analyse der in 
den Jahren 1712, 1860 und 1921 errichteten hamburgischen Verfassungs-
ordnungen  widmen.  Dabei  soll  auch  der  Entwurf  einer  Verfassung  aus 
dem Jahre 1849 einbezogen werden. Für einen synchronen Vergleich mit 
den Herrschaftsmodellen der beiden anderen Hansestädte Lübeck und Bre-
men sei auf die Aufsätze von Rainer Postel26 und Peter Borowsky27 aus dem 
Jahre 1989 verwiesen. Da in dem vorliegenden Beitrag ein Überblick gebo-
23 Dietmar  Willoweit:  Deutsche  Verfassungsgeschichte.  Vom  Frankenreich  bis  zur  Teilung 
Deutschlands. München 2. Aufl. 1992. S. 1–4. – Waldhoff: Verfassungsgeschichte, wie Anm. 22. 
S. 150. – Vgl. aber Wolfgang Reinhard: Geschichte der Staatsgewalt. Eine vergleichende Verfas-
sungsgeschichte Europas von den Anfängen bis zur Gegenwart. München 2. Aufl. 2000. S. 15–20.
24 Willoweit: Deutsche Verfassungsgeschichte, wie Anm. 23. S. 2 f. – Waldhoff: Verfassungsge-
schichte, wie Anm. 22. S. 150.
25 Vgl. zum Beispiel zum Rechtsbegriff des frühen und hohen Mittelalters Martin Pilch: Der Rah-
men der Rechtsgewohnheiten. Kritik des Normensystemdenkens entwickelt am Rechtsbegriff 
der mittelalterlichen Rechtsgeschichte. Wien, Köln und Weimar 2009. Bes. S. 530–534.
26 Rainer Postel: Vom Hauptrezeß zur Franzosenzeit. Hamburgs Verfassung im Vergleich mit der 
hansestädtischen Entwicklung des 18. Jahrhunderts. In: Arno Herzig (Hg.): Das alte Hamburg 
(1500–1848/49). Vergleiche – Beziehungen (Hamburger Beiträge zur Öffentlichen Wissenschaft 
5). Hamburg 1989. S. 97–112.
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ten werden soll, wird sich die diachrone Analyse auf die leges fundamentales 
beschränken. Ein Bekenntnis zu einer weiteren Begrenzung des Begriffs der 
Verfassungsgeschichte durch eine Reduktion auf die Geschichte verfassungs-
rechtlicher Normen ist mit dieser – durch Sinn und Zweck eines Überblicks be-
gründeten – pragmatischen Methode nicht28 verbunden.
 2   Der  Entwur f  einer  Ver fassung des Freistaates  Hamburg 
vom 11 .  Jul i  1849
Der Wandel von einer vormodernen zu einer modernen Verfassungsord-
nung, der sich in der Hansestadt Hamburg im Jahre 1860 vollzog, bildete 
den Abschluss eines über ein Jahrzehnt dauernden Prozesses, der seinen 
Ausgang während der Revolution in den Jahren 1848 und 1849 genommen 
hatte. Auf der Ebene des Deutschen Bundes ebenso wie auf der Ebene vie-
ler Mitgliedstaaten wurde die Basisrevolution29 in den Monaten März und 
April 1848 zum Katalysator der weiteren verfassungsrechtlichen Entwick-
lung. Thomas Nipperdey hat die Ereignisse zu Beginn der Revolution auf 
den Punkt gebracht: 
Was im März geschieht, das ist zunächst eine Kette von Revolutionen 
in  den  deutschen  Einzelstaaten,  zumal  in  den  Hauptstädten,  aber 
auch in manchen der größeren Provinzstädte, begleitet von sozialen 
Unruhen, vor allem auf dem Lande, teils gleichzeitig, teils nach Art 
einer Kettenreaktion überspringend; die Abläufe sind gleichartig und 
so die Forderungen, die vielen Revolutionen sind mittelbar und un-
mittelbar miteinander verbunden und bilden im Konsens von Wol-
len, Fühlen und Tun die eine deutsche Revolution, über die nicht nur 
27 Peter Borowsky: Die Restauration der Verfassungen in Hamburg und in den anderen Hanse-
städten nach 1813. In: Arno Herzig (Hg.): Das alte Hamburg (1500–1848/49). Vergleiche – Be-
ziehungen (Hamburger Beiträge zur Öffentlichen Wissenschaft 5). Hamburg 1989. S. 155–175.
28 Vgl. auch Reinhard: Geschichte der Staatsgewalt, wie Anm. 23. S. 17 f.
29 Die Ereignisse in den Monaten März und April 1848 hat Wolfram Siemann: Die deutsche Re-
volution von 1848/49. Frankfurt a. M. 1985. S. 58–60, und ders.: Vom Staatenbund zum Natio-
nalstaat, wie Anm. 6. S. 366–370, als Basisrevolution bezeichnet.
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geographisch  sehr  unterschiedlichen  Schauplätze  und  Handlungs-
zentren hinweg.30 
Die Hansestadt Hamburg wurde bereits seit dem 3. März 1848 von der Ba-
sisrevolution erfasst.31 Allerdings setzte schon während der Basisrevolution 
auf den Ebenen sowohl des Deutschen Bundes als auch der Mitgliedstaaten 
eine Verrechtlichung der Revolution ein.32 So trat am 18. Mai 1848 in der 
Paulskirche in Frankfurt am Main die deutsche verfassunggebende Natio-
nalversammlung zusammen. Auch der Rat der Stadt Hamburg bemühte 
sich um eine Verrechtlichung der revolutionären Bewegung, indem er am 
13. März 1848 bei der Erbgesessenen Bürgerschaft die Einsetzung einer Re-
formdeputation beantragte.33 Dabei griff der Rat aber lediglich auf ein In-
strument zurück, dass die vormoderne Verfassungsordnung34 zur Lösung 
von Konflikten zur Verfügung stellte. Es erwies sich letztlich als nicht ge-
eignet, um die revolutionäre Bewegung in rechtlich geordnete Bahnen zu
30 Nipperdey: Deutsche Geschichte 1800–1866, wie Anm. 6. S. 599.
31 Gerhard Ahrens. In: Hamburg. Geschichte der Stadt und ihrer Bewohner, hg. von Werner 
Jochmann und Hans-Dieter Loose. Bd. 1: Von den Anfängen bis zur Reichsgründung. Hrsg. 
von Hans-Dieter  Loose.  Hamburg 1982.  S.  475.  –  Dirk Bavendamm: „Keine Freiheit  ohne 
Maß“. Hamburg in der Revolution von 1848/49. In: Jörg Berlin (Hg.): Das andere Hamburg. 
Freiheitliche Bestrebungen in der Hansestadt seit dem Spätmittelalter. Köln 2. Aufl. 1982. S. 
69–92. – Dieter Langewiesche: 1848/49: Die Revolution in Hamburg – Eine vergleichende Skiz-
ze. In: Arno Herzig (Hg.): Das alte Hamburg (1500–1848/49). Vergleiche – Beziehungen (Ham-
burger Beiträge zur Öffentlichen Wissenschaft 5). Hamburg 1989. S. 177–189. – Franklin Ko-
pitzsch:  Die  Revolution  von  1848/49  in  Hamburg.  Bemerkungen  zum  Verlauf  und  zu 
Problemen einer städtischen Revolution. In: Eckardt Opitz (Hg.): Das Revolutionsjahr 1848 im 
Herzogtum Lauenburg und in den benachbarten Territorien. Mölln 1999. S. 99–107. – Matthias 
Schmoock. In: Hamburg Lexikon. Hrsg. von Franklin Kopitzsch und Daniel Tilgner. Hamburg 
3. Aufl. 2005, s. v. Revolution von 1848/49. S. 399 f.
32 Siemann: Revolution, wie Anm. 29. S. 76–90. – Ders.: Vom Staatenbund zum Nationalstaat, wie 
Anm. 6. S. 370–379.
33 Dirk Bavendamm: Von der Revolution zur Reform. Die Verfassungspolitik des hamburgischen 
Senats 1849/50 (Schriften zur Verfassungsgeschichte 10), Berlin 1969. S. 25. – Gerhard Ahrens. 
In: Hamburg, Bd. 1, wie Anm. 31. S. 475. – Hans Wilhelm Eckardt: Von der privilegierten Herr-
schaft zur parlamentarischen Demokratie. Die Auseinandersetzungen um das allgemeine und 
gleiche Wahlrecht in Hamburg. Hamburg 2002. S. 21.
34 Neues Reglement der Hamburgischen Raths- und Buerger-Convente zu 1710 Juni 4, Titel 6, 
Artikel 4–8. In: Neuer Abdruck der vier Haupt-Grundgesetze der Hamburgischen Verfassung. 
Hrsg. von Johann Heinrich Bartels, Hamburg 1823. S. 90–95.
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 Abb.: Verfassung des Freistaates Hamburg 1849 
(Pergament) 
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lenken. Auf Antrag des Rates beschloss die Erbgesessene Bürgerschaft des-
halb am 7. September 1848 die Wahl einer hamburgischen verfassungge-
benden Versammlung. Die Konstituante trat am 14. Dezember 1848 zusam-
men.35
Mit der am 28. März 1849 von der deutschen verfassunggebenden Ver-
sammlung vorgelegten Verfassung des Deutschen Reiches36 hätte ein den 
Deutschen Bund ablösendes Deutsches Reich die modernste Verfassung in 
Europa erhalten.37 Drei Monate später – am 11. Juli 1849 – legte auch die 
hamburgische verfassunggebende Versammlung eine Verfassung des Frei-
staates Hamburg38 vor.39 Nach dem Vorbild der Verfassung der Paulskir-
che40 verfügte die Verfassung des Freistaates Hamburg über einen Katalog41 
der  Grundrechte.  Das  „normative  Kernstück“42 der  Verfassung  bildeten 
aber die Artikel 7 und 8.
35 Bavendamm: Von der Revolution zur Reform, wie Anm. 33. S. 26–29. – Gerhard Ahrens. In: 
Hamburg. Bd. 1, wie Anm. 31. S. 477 f. – Eckardt: Von der privilegierten Herrschaft zur parla-
mentarischen Demokratie, wie Anm. 32. S. 22–24.
36 Huber (Hg.): Dokumente. Bd. 1, wie Anm. 1, Nr. 102. S. 304–324; Dürig und Rudolf (Hg.): Tex-
te, wie Anm. 3, Nr. 6. S. 95–134; Dietmar Willoweit und Ulrike Seif (Hg.): Europäische Verfas-
sungsgeschichte (Rechtshistorische Texte). München 2003. S. 562–588.
37 Siemann: Vom Staatenbund zum Nationalstaat, wie Anm. 6. S. 374 f. – Vgl. Grimm: Deutsche 
Verfassungsgeschichte 1776–1866, wie Anm. 6. S. 201–204, und Botzenhart: Deutsche Verfas-
sungsgeschichte 1806–1949, wie Anm. 6. S. 47–51.
38 Staatsarchiv Hamburg Best. 710-1 I Threse I, C cc 1. – Die Verfassung des Freistaates Hamburg 
nebst den dazu gehörenden organischen Gesetzen, hrsg. unter Aufsicht des Bureau’s der con-
stituierenden Versammlung. Hamburg 1849. S. 1–28.
39 Bavendamm: Von der Revolution zur Reform, wie Anm. 33. S. 33–36. – Eckardt: Von der privi-
legierten Herrschaft zur parlamentarischen Demokratie, wie Anm. 32. S. 24. – Helmut Stubbe 
da Luz. In: Hamburg Lexikon. Hrsg. von Franklin Kopitzsch und Daniel Tilgner, Hamburg 
3. Aufl. 2005, s. v. Konstituante. S. 281 f.
40 §§ 130–189 der Verfassung des Deutschen Reiches vom 28. März 1849. – Vgl. Heinrich Scholler. 
In: Ders. (Hg.): Die Grundrechtsdiskussion in der Paulskirche. Eine Dokumentation (Texte zur 
Forschung 11). Darmstadt 1982. S. 3–52; Eike Wolgast: Geschichte der Menschen- und Bürger-
rechte. Stuttgart 2009. S. 134–152.
41 Art. 9–46 der Verfassung des Freistaates Hamburg vom 11. Juli 1849.
42 Vgl. zu Art. 20 Abs. 1–3 des Grundgesetzes Horst Dreier. In: Ders. (Hg.): Grundgesetz. Kom-
mentar. Bd. 2. Tübingen 1998. Art. 20 (Einführung). Rdnr. 5.
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Art. 7
Die Verfassung des Staates ist die demokratische.
Alle Staatsgewalt wird von den Staatsbürgern entweder unmittelbar 
oder mittelbar durch verfassungsmäßig gewählte Vertreter ausgeübt.
 Art. 8
Die gesetzgebende Gewalt ist der Bürgerschaft,
die vollziehende dem Rath,
die richterliche den Gerichten
übertragen.
In den Artikeln 7 und 8 bekannte sich die hamburgische verfassunggeben-
de Versammlung zur Demokratie als Verfassungsprinzip und zu einer so-
wohl funktionalen als auch organisatorischen Gewaltenteilung.
Für das ausdrückliche Bekenntnis zur Demokratie als Verfassungsprin-
zip in Artikel 7 Absatz 1 der Verfassung des Freistaates Hamburg bot die 
Verfassung  der  Paulskirche  kein  Vorbild.  Das  Herrschaftsmodell  eines 
monarchischen43 Bundesstaates44,  in  dem  die  Reichsgewalt  gemeinsam 
durch den Monarchen und den sich in ein Staatenhaus und ein Volkshaus 
gliedernden Reichstag45 ausgeübt werden sollte,46 gab der deutschen verfas-
sunggebenden Versammlung zu einem solchen Bekenntnis keinen Raum. 
Seit der Antike werden die drei Herrschaftsformen der Monarchie, der Ari-
stokratie und der Demokratie im Sinne einer Herrschaft durch einen, durch 
wenige oder durch viele unterschieden. Allerdings unterlag der Begriff der 
Demokratie im Laufe der Jahrhunderte in seiner Bedeutung einem erhebli-
chen Wandel. Wurde er in der politischen Philosophie der Antike gerade 
auch verwendet, um eine sich negativ entwickelnde Form polyarchischer 
Herrschaft zu bezeichnen,47 so setzte sich in der Frühen Neuzeit ein positi-
ves Verständnis des Begriffs durch.48 Als Demokratie wird eine Herrschafts-
form oder Herrschaftsorganisationsform bezeichnet, in der die Herrschaft 
43 §§ 68–70 der Verfassung des Deutschen Reiches vom 28. März 1849.
44 § 87 Absatz 2 der Verfassung des Deutschen Reiches vom 28. März 1849.
45 §§ 85–94 der Verfassung des Deutschen Reiches vom 28. März 1849.
46 Kotulla: Deutsche Verfassungsgeschichte, wie Anm. 10, Rdnrn. 1727–1740. S. 432–435. – Micha-
el Kloepfer: Verfassungsrecht I – Grundlagen, Staatsorganisationsrecht, Bezüge zum Völker- 
und Europarecht. München 2011. § 2. Rdnrn. 24–32. S. 51–53.
47 Christoph Horn: Einführung in die politische Philosophie. Darmstadt 2003. S. 62–66.
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auf  das  Volk  zurückgeführt,  unmittelbar  oder  mittelbar  durch das  Volk 
ausgeübt sowie im Interesse und zum Wohl des Volkes wahrgenommen 
wird.49 Abgesehen von diesen drei Elementen bleibt der Begriff der Demo-
kratie jedoch durch Weite und Offenheit geprägt.50 Sich in einer  lex funda-
mentalis zur Demokratie als Verfassungsprinzip zu bekennen, war in einem 
Gemeinwesen, dessen bisheriges Herrschaftsmodell auf einer vormodernen 
gemeindlich-genossenschaftlichen  Ordnung  beruhte,  leichter  als  bei  der 
Konzeption eines  Herrschaftsmodells,  das  die  Integration der  monarchi-
schen Souveränität in den modernen Verfassungsstaat zu leisten hatte.
Als eines der drei Elemente, die mit dem Begriff der Demokratie ver-
bunden sind, ist bereits die Ausübung der Herrschaft unmittelbar oder mit-
telbar durch das Volk hervorgehoben worden. Mit Artikel 7 Absatz 2 hat 
dieses  Element  ausdrücklich  Eingang  in  die  Verfassung  des  Freistaates 
Hamburg gefunden. Auch ohne die Formel „Die Staatsgewalt geht vom 
Volke aus.“, wie sie später Artikel 2 Absatz 1 der Verfassung der Freien und 
Hansestadt Hamburg vom 7. Januar 192151 nach dem Vorbild von Artikel 1 
Absatz 2 der Verfassung des Deutschen Reichs vom 11. August 191952 ver-
wendete, ist Artikel 7 Absatz 2 als Entscheidung der verfassunggebenden 
Versammlung zu Gunsten des Prinzips der Volkssouveränität interpretiert 
worden.53 Mit dem Begriff der Volkssouveränität wird die Idee zum Aus-
druck gebracht, dass sich jede legitime Herrschaftsgewalt in einer ununter-
brochenen Legitimationskette  auf  das Volk zurückführen lassen müsse.54 
Die wesentlichen Attribute einer Herrschaftsgewalt  sind Legitimität  und 
48 Alois Riklin: Machtteilung. Geschichte der Mischverfassung. Darmstadt 2006. S. 55–61, 349 f. – 
Burkhard Schöbener: Allgemeine Staatslehre. München 2009. S. 150–153. – Peter Nitschke: Ein-
führung in die Politikwissenschaft. Darmstadt 2012. S. 58–63.
49 Schliesky: Souveränität und Legitimität von Herrschaftsgewalt, wie Anm. 15. S. 236–238, 542–
545.
50 Horst Dreier. In: Ders. (Hg.): Grundgesetz. Kommentar, Bd. 2, wie Anm. 42, Art. 20 (Demokra-
tie), Rdnr. 57. – Schliesky: Souveränität und Legitimität von Herrschaftsgewalt, wie Anm. 15. 
S. 544.
51 Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 1921. S. 9–20.
52 Dürig und Rudolf (Hg.): Texte, wie Anm. 3. Nr. 9. S. 176–212; Willoweit und Seif (Hg.): Euro-
päische Verfassungsgeschichte, wie Anm. 36. S. 637–662.
53 Bavendamm: Von der Revolution zur Reform, wie Anm. 33. S. 34, 267. – Schwarz: Hamburgi-
sche Verfassungskämpfe, wie Anm. 16. S. 36. – Eckardt: Von der privilegierten Herrschaft zur 
parlamentarischen Demokratie, wie Anm. 33. S. 24.
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Souveränität.55 Der Begriff der Volkssouveränität bezieht sich nur auf die 
Herstellung  legitimer  Herrschaftsgewalt  innerhalb  einer  demokratischen 
Herrschaftsorganisationsform. Trotz partieller Identität in der Wortbildung 
liegen den Begriffen der Volkssouveränität und der Souveränität Entwick-
lungen in der Geschichte der politischen Ideen und Theorien zugrunde, die 
sich  auf  unterschiedliche  Attribute  der  Herrschaftsgewalt  bezogen.56 Als 
Kern des Demokratieprinzips57 bedarf das Prinzip der Volkssouveränität – 
jedenfalls in den Grundzügen – verfassungsrechtlich geregelter Verfahren, 
die es erlauben, ausgeübte Herrschaftsgewalt dem Volk zuzurechnen.
Als unmittelbare Ausübung der Herrschaftsgewalt im Sinne der ersten 
Alternative des Artikels 7 Absatz 2 sah die Verfassung des Freistaates Ham-
burg lediglich die unmittelbare und geheime Wahl der Mitglieder der Bür-
gerschaft  durch die  Staatsbürger  vor.58 Eine  unmittelbare  Ausübung der 
Herrschaftsgewalt  durch  Abstimmung  kannte  sie  nicht.  Da  das  aktive59 
ebenso wie das passive60 Wahlrecht durch Gesetz auf die männlichen ham-
burgischen  Staatsangehörigen  beschränkt  wurde,61 entsprach  die  Verfas-
sungsordnung aber noch nicht dem modernen Wahlrechtsgrundsatz der 
Allgemeinheit der Wahl.62 Auch ohne die Wahlrechtsgrundsätze der freien 
und der gleichen Wahl ausdrücklich zu erwähnen, wurde die Verfassung 
54 Christoph Degenhart: Staatsrecht I. Staatsorganisationsrecht. Mit Bezügen zum Europarecht. 
Heidelberg u. a. O. 26. Aufl. 2010. § 2, Rdnrn. 23–26. S. 10 f.
55  Schliesky: Souveränität und Legitimität von Herrschaftsgewalt, wie Anm. 15. S. 239.
56  Schliesky: Souveränität und Legitimität von Herrschaftsgewalt, wie Anm. 15. S. 140–142, 238–
241. – Vgl. zur Entwicklung der Souveränität als Attribut der Herrschaftsgewalt ebenda. S. 57–
148; Michael Stolleis: Geschichte des öffentlichen Rechts. Bd. 1: Reichspublizistik und Policey-
wissenschaft 1600–1800. München 1988. S. 170–186, und ders.: Die Idee des souveränen Staa-
tes. 1996. In: Ders., Ausgewählte Aufsätze und Beiträge. Hrsg. von Stefan Ruppert und Miloš 
Vec (Studien zur europäischen Rechtsgeschichte 265, 1). Frankfurt a. M. 2011. S. 261–284.
57 Kloepfer: Verfassungsrecht I, wie Anm. 46, § 7, Rdnr. 12. S. 155. – Vgl. auch Michael Sachs. In: 
Ders. (Hg.): Grundgesetz. Kommentar, München 5. Aufl. 2009, Art. 20, Rdnr. 27.
58 Art. 48 und 49 der Verfassung des Freistaates Hamburg vom 11. Juli 1849.
59 § 2 des Hamburgischen Wahlgesetzes vom 11. Juli 1849.
60 Art. 51 der Verfassung des Freistaates Hamburg vom 11. Juli 1849. – § 6 des Hamburgischen 
Wahlgesetzes vom 11. Juli 1849.
61 Vgl. auch Art. 6 des Gesetzes über die Erwerbung und den Verlust des hamburgischen Staats-
bürgerrechts vom 30. August 1849. In: Die Verfassung des Freistaates Hamburg, wie Anm. 37. 
S. 39.
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des  Freistaates  Hamburg  diesen  beiden  Grundsätzen  hingegen  gerecht. 
Das  durch  das  Hamburgische  Wahlgesetz  vom 11.  Juli  184963 geregelte 
Wahlverfahren  erfüllte  die  sich  aus  den  Geboten  der  Freiheit  und  der 
Gleichheit der Wahl ergebenden Anforderungen. Mit der Festlegung einer 
Wahlperiode von zwei Jahren64 trug die Verfassung auch dem Erfordernis 
der Periodizität Rechnung.
Für die mittelbare Ausübung der Herrschaftsgewalt im Sinne der zwei-
ten Alternative des Artikels 7 Absatz 2 wies die Verfassung des Freistaates 
Hamburg nur der Bürgerschaft die zweite Stufe der vom Volk auf der ers-
ten Stufe ausgehenden Legitimationskette zu. Eine Wahl weiterer Organe 
durch das Volk sah die Verfassung nicht vor. Vielmehr sollten sowohl die 
Mitglieder des Rates65 als auch die Mitglieder der Gerichte66 durch die Bür-
gerschaft gewählt werden. Dabei bezog sich die Wahl eines Mitglieds des 
Rates jeweils auf eine Amtsperiode von sechs Jahren.67
Artikel 8 der Verfassung des Freistaates Hamburg vermittelt den Ein-
druck, als hätte eine Kongruenz zwischen der funktionalen Teilung in die 
gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt einerseits 
und der organisatorischen Gewaltenteilung mit den Organen der Bürger-
schaft,  des  Rates  und  der  Gerichte  andererseits  bestanden.68 Allerdings 
wird dieser  Eindruck  durch  die  Regelungen zum Gesetzgebungsverfah-
ren69 widerlegt. Denn der Rat sollte nicht nur neben der Bürgerschaft über 
das Recht zur Gesetzesinitiative verfügen.70 Für den Fall, dass er gegen eine 
von der Bürgerschaft beschlossene gesetzliche Regelung Bedenken erheben 
würde, sah die Verfassung sogar vor, dass eine qualifizierte Mehrheit von 
62 Kloepfer: Verfassungsrecht I, wie Anm. 46, § 7, Rdnr. 107. S. 173.
63 Hamburgisches Wahlgesetz vom 11. Juli 1849. In: Die Verfassung des Freistaates Hamburg, 
wie Anm. 38. S. 29–37.
64 Art. 60 Sätze 1 und 2 der Verfassung des Freistaates Hamburg vom 11. Juli 1849.
65 Art. 96 Abs. 1 der Verfassung des Freistaates Hamburg vom 11. Juli 1849.
66 Art. 131 Abs. 1 und Art. 130 Satz 2 der Verfassung des Freistaates Hamburg vom 11. Juli 1849.
67 Art. 97 Abs. 1 Halbsatz 1 der Verfassung des Freistaates Hamburg vom 11. Juli 1849.
68 Vgl. zur Differenzierung zwischen funktionaler und organisatorischer Gewaltenteilung Klo-
epfer: Verfassungsrecht I, wie Anm. 46, § 10, Rdnrn. 44–68. S. 304–309.
69 Art. 70–78 der Verfassung des Freistaates Hamburg vom 11. Juli 1849.
70 Art. 70 der Verfassung des Freistaates Hamburg vom 11. Juli 1849.
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mindestens zwei Dritteln der Mitglieder der Bürgerschaft erforderlich war, 
um die Bedenken zu überwinden.71 Entgegen dem Wortlaut des Artikels 8 
verlieh die Verfassung dem Rat mit diesem Einspruchsrecht einen nicht un-
erheblichen Anteil an der gesetzgebenden Gewalt.
Wäre der Entwurf einer Verfassung des Freistaates Hamburg inkraftge-
treten, so hätte sich die Hansestadt Hamburg bereits im Jahre 1849 eine 
moderne Verfassung gegeben. Mit dem Bekenntnis zur Demokratie als Ver-
fassungsprinzip und zu einer sowohl funktionalen als auch organisatori-
schen Gewaltenteilung entwickelte die hamburgische verfassunggebende 
Versammlung eine über die bisherigen vormodernen gemeindlich-genos-
senschaftlichen  Ordnungsvorstellungen in  hohem Maße  hinausweisende 
verfassungsrechtliche Konzeption. Da die Konstituante dem Rat aber einen 
nicht unerheblichen Anteil an der gesetzgebenden Gewalt gewährte, wird 
deutlich, dass sie das Sollen mit dem – wenn auch im Ergebnis nicht realis-
tischen – Blick auf das bisherige Sein gewonnen hatte.
Die deutsche verfassunggebende Nationalversammlung war bereits am 
18. Juni 1849 – also drei Wochen vor der Vorlage einer Verfassung des Frei-
staates Hamburg – aufgelöst worden.72 Deren Entwurf einer Verfassung des 
Deutschen Reiches blieb „lediglich ein Programm jenseits der Rechtswirk-
lichkeit.“73 Diese Wertung aus der Feder von Michael Kotulla darf auch auf 
den Entwurf einer Verfassung des Freistaates Hamburg übertragen wer-
den.  Während der Revolution hatte die vormoderne gemeindlich-genos-
senschaftliche Ordnung der Hansestadt Hamburg die Entwicklung einer 
auf dem Demokratieprinzip und der Gewaltenteilung beruhenden verfas-
sungsrechtlichen Konzeption begünstigt. Nach der Revolution aber erwies 
sich eine solche Konzeption auch in der politischen Realität der norddeut-
schen Stadtrepublik Hamburg als nicht durchsetzbar. Am 13. Juni 1850 lös-
te der Rat- und Bürgerkonvent die hamburgische verfassunggebende Ver-
sammlung auf. Allerdings blieb die Reform der Verfassungsordnung in der 
71 Art. 75–77 der Verfassung des Freistaates Hamburg vom 11. Juli 1849.
72 Nipperdey: Deutsche Geschichte 1800–1866, wie Anm. 6. S. 661–663. – Siemann: Revolution, 
wie Anm. 29. S. 204–207, 215–218. – Grimm: Deutsche Verfassungsgeschichte 1776–1866, wie 
Anm. 6. S. 204–207. – Boldt: Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. 2, wie Anm. 6. S. 156–158.
73 Kotulla: Deutsche Verfassungsgeschichte, wie Anm. 10, Rdnr. 1741. S. 435.
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Hansestadt Hamburg von der Auflösung der Konstituante an zehn Jahre 
lang Gegenstand weiterer politischer Auseinandersetzungen.74
 3   Die  Ver fassung der  freien und Hansestadt  
Hamburg vom 26.  September 1860
Am 6. Dezember 1859 war an die Stelle der Erbgesessenen Bürgerschaft 
eine Bürgerschaft getreten, die sich zu jeweils 50 Prozent aus von der Erb-
gesessenen Bürgerschaft ernannten und von den Bürgern gewählten Mit-
gliedern zusammensetzte.  Schließlich beschlossen der  Rat und die  neue 
Bürgerschaft die Verfassung der freien und Hansestadt Hamburg, die am 
26.  September  1860  verkündet  wurde.75 Die  Verfassung76 verzichtete  auf 
einen Katalog der Grundrechte. Sie bot jedoch eine Garantie der Freiheit 
74 Gerhard Ahrens. In: Hamburg, Bd. 1, wie Anm. 31. S. 478–485. – Dirk Bavendamm: Von der 
48er Revolution zur ersten gewählten Bürgerschaft von 1859. In: Manfred Asendorf u. a. (Hg.): 
Geschichte  der  Hamburgischen Bürgerschaft.  125  Jahre  gewähltes  Parlament.  Berlin  1984. 
S. 50–56. – Eckardt: Von der privilegierten Herrschaft zur parlamentarischen Demokratie, wie 
Anm. 33. S. 25–28. – Vgl. auch Helmut Böhme: Wirtschaftskrise, Merchant Bankers und Verfas-
sungsreform. Zur Bedeutung der Weltwirtschaftskrise von 1857 in Hamburg (Mit einem Ak-
tenanhang). In: Zeitschrift des Vereins für Hamburgische Geschichte 54 (1968). S. 105–109. – 
Vgl. darüber hinaus die ausführlichen Darstellungen von Bavendamm: Von der Revolution 
zur Reform, wie Anm. 33; Hubertus-Hinrich Behncke: Kleinstaatliche Verfassungspolitik im 
Zeitalter  der  Reaktion.  Hamburgische  Verfassungskämpfe  1852–1856.  Jur.  Diss.  Kiel  1974; 
Schwarz: Hamburgische Verfassungskämpfe, wie Anm. 16. S. 37–43, 60–157, und Götz Land-
wehr: Verfassungskonflikte bei der Reform der hamburgischen Verfassung von 1848 bis 1860. 
In: Ulrike Müßig (Hg.): Konstitutionalismus und Verfassungskonflikt. Symposion für Dietmar 
Willoweit (Grundlagen der Rechtswissenschaft 6). Tübingen 2006. S. 127–174.
75 Gerhard Ahrens.  In:  Hamburg,  Bd. 1,  wie Anm. 31.  S.  483–485.  –  Jörg-Detlef  Kühne:  Die 
Reichsverfassung der Paulskirche. Vorbild und Verwirklichung im späteren Rechtsleben, Neu-
wied 2. Aufl. 1998. S. 96–99. – Eckardt: Von der privilegierten Herrschaft zur parlamentari-
schen Demokratie, wie Anm. 33. S. 27 f. – Michael Hundt. In: Hamburg Lexikon. Hrsg. von 
Franklin Kopitzsch und Daniel Tilgner, Hamburg 3. Aufl. 2005, s. v. Verfassung. S. 503 f.
76 Einen Überblick über die Regelungen der hamburgischen Verfassung von 1860 bieten Rainer 
Postel. In: Jeserich, Pohl und Unruh (Hg.): Deutsche Verwaltungsgeschichte. Bd. 3, wie Anm. 8. 
S. 835–837, und insbesondere Werner Thieme: Konstitutionalismus in Hamburg: Die Verfas-
sung von 1860. In: Jan Albers u. a. (Hg.): Recht und Juristen in Hamburg, Bd. 2, Köln u. a. O. 
1999. S. 19–31.
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des Glaubens und des Gewissens.77 Außerdem gingen einzelne Elemente 
aus der Diskussion über die Grundrechte an verschiedenen Stellen in die 
Verfassung ein.78 Den normativen Kern der Verfassung stellte Artikel 6 dar.
Art. 6
Die höchste Staatsgewalt steht dem Senate und der Bürgerschaft ge-
meinschaftlich zu.
Die gesetzgebende Gewalt wird von Senat und Bürgerschaft,
die vollziehende vom Senat,
die richterliche von den Gerichten
ausgeübt.
Für den bisherigen Rat setzte sich mit der Verfassung vom 28. September 
1860 die Bezeichnung als Senat durch.
Der Senat und die Bürgerschaft bildeten gemäß Artikel 6 Absatz 1 der 
Verfassung gemeinsam das Legitimationssubjekt, von dem sich die Legiti-
mität der über die Hansestadt Hamburg auszuübenden Herrschaftsgewalt 
ableitete.  Verfahren,  die  es  erlaubten,  ausgeübte  Herrschaftsgewalt  dem 
Volk zuzurechnen, waren in der Verfassung nicht vorgesehen. Für die Wahl 
zur Bürgerschaft sah die Verfassung ein komplexes Verfahren vor.79 Die 192 
Abgeordneten80 gliederten sich in drei Gruppen, die auf unterschiedliche 
Weise gewählt wurden. Nach Artikel 29 Satz 1 wurden die 84 Mitglieder 
der ersten Gruppe von den Inhabern des aktiven Wahlrechts in allgemei-
ner, unmittelbarer und geheimer Wahl aus dem Kreis der Inhaber des pas-
siven Wahlrechts  gewählt.  Da das  aktive Wahlrecht  auf  die  männlichen 
hamburgischen  Staatsangehörigen,  die  das  Bürgerrecht  erworben  hatten 
und entweder  eine Vermögen-  oder  eine Einkommensteuer entrichteten, 
beschränkt  war,81 wurde  das  Wahlverfahren  im  Hinblick  auf  die  erste 
77 Art. 110 Abs. 1 der Verfassung der freien und Hansestadt Hamburg vom 28. September 1860.
78 Kühne: Reichsverfassung, wie Anm. 75. S. 98 f.
79 Vgl. Thieme: Konstitutionalismus, wie Anm. 76. S. 21.
80 Art. 28 der Verfassung der freien und Hansestadt Hamburg vom 28. September 1860.
81 Art. 29 Satz 2 der Verfassung der freien und Hansestadt Hamburg vom 28. September 1860. – 
Die Inhaber des passiven Wahlrechts unterschieden sich von den Inhabern des aktiven Wahl-
rechts in der Weise, dass sie anstelle des 25. Lebensjahres bereits das 30. Lebensjahr vollendet 
und vor mindestens drei Jahren das Bürgerrecht erworben haben mussten (Art. 32 der Verfas-
sung der freien und Hansestadt Hamburg vom 28. September 1860).
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Gruppe entgegen dem Wortlaut des Artikels 29 Satz 1 dem Wahlrechts-
grundsatz der Allgemeinheit der Wahl nicht gerecht. Die 48 Mitglieder der 
zweiten Gruppe wurden von den Inhabern des aktiven Wahlrechts, die auf 
dem Gebiet der freien und Hansestadt Hamburg über Eigentum an Grund-
stücken von einem bestimmten Wert an verfügten, aus dem Kreis der Inha-
ber des passiven Wahlrechts, die über die gleiche auf das Eigentum an Lie-
genschaften bezogene Qualifikation verfügten, gewählt.  Der sich aus der 
Gliederung der  Mitglieder  der  Bürgerschaft  in  drei  Gruppen ergebende 
Grad an Komplexität des Wahlverfahrens wurde durch die Regelungen für 
die Wahl der dritten Gruppe noch erhöht. Deren 60 Mitglieder wurden auf 
eine Reihe von Wahlkollegien verteilt. Bei diesen handelte es sich um die 
Gerichte, die Deputationen82 und die Kollegien sowie um ein lediglich für 
die  Wahl  zur  Bürgerschaft  aus  den  Vorständen der  Gewerbe  gebildetes 
Kollegium. Jedes Wahlkollegium wählte aus dem Kreis der dem Kollegium 
angehörenden Inhaber des passiven Wahlrechts die dem Kollegium durch 
Gesetz zugewiesene Anzahl von Abgeordneten.83 Aufgrund der Gliederung 
der zu wählenden Mitglieder der Bürgerschaft in drei Gruppen und der für 
das aktive und passive Wahlrecht in Bezug auf die zweite und dritte Grup-
pe erforderlichen weiteren Qualifikation blieb das Wahlrecht insgesamt zu 
dem modernen Grundsatz der Allgemeinheit  der Wahl  deutlich auf  Di-
stanz. Das Erfordernis einer auf das Eigentum an Liegenschaften oder die 
Mitgliedschaft  in  einem  Kollegium  bezogenen  Qualifikation  versah  das 
Wahlrecht sogar mit  einem „ständischen“ Element.  Auch der Grundsatz 
der Gleichheit der Wahl wurde nicht erfüllt. Wer das aktive Wahlrecht in 
der zweiten oder der dritten Gruppe innehatte, hatte es auch in der ersten 
Gruppe inne. Wer im Hinblick auf die Wahl der zweiten Gruppe qualifi-
ziert war, konnte auch im Hinblick auf die Wahl der dritten Gruppe qualifi-
82 Vgl. zu den Deputationen im Sinne der hamburgischen Verfassung von 1860 Art. 80–87 und 
Art. 90 der Verfassung der freien und Hansestadt Hamburg vom 26. September 1860, und das 
Gesetz über die Organisation der Verwaltung vom 15. Juni 1863. In: Sammlung der Verord-
nungen der freien Hansestadt Hamburg seit 1814. Bd. 31: Verordnungen von 1863. Bearb. von 
Johann Martin Lappenberg. Hamburg 1864. S. 223–263. – Vgl. zu den Deputationen als Ele-
ment  der  hamburgischen  Verfassungsgeschichte  Klaus  David,  Verfassung  der  Freien  und 
Hansestadt Hamburg. Kommentar, Stuttgart u. a. O. 2. Aufl. 2004. Art. 56. Rdnrn. 4–13, und 
Helmut Stubbe da Luz. In: Hamburg Lexikon. Hrsg. von Franklin Kopitzsch und Daniel Tilg-
ner, Hamburg 3. Aufl. 2005, s. v. Deputationen. S. 122 f.
83 Art. 30 der Verfassung der freien und Hansestadt Hamburg vom 28. September 1860.
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ziert sein. Ein einzelner Wahlberechtigter konnte also bis zu drei Stimmen 
auf sich vereinigen. Das Wahlverfahren erfüllte aber die sich aus dem mo-
dernen Wahlrechtsgrundsatz der Freiheit der Wahl ergebenden Anforde-
rungen. Indem die Verfassung bestimmte, dass die Mitglieder der Bürger-
schaft für eine Wahlperiode von sechs Jahren gewählt wurden,84 entsprach 
sie auch dem Gebot der Periodizität. Ist bereits das Verfahren für die Wahl 
zur  Bürgerschaft  als  komplex  bezeichnet  worden,  so  gilt  diese  Aussage 
umso mehr für die Wahlen zum Kollegium des Senats.85 Die Wahl eines Se-
nators erfolgte in mehreren Stufen durch die Bürgerschaft unter Mitwir-
kung des Senats selbst.86 Eine Amtsperiode sah die Verfassung weder für 
den einzelnen Senator noch für das Kollegium des Senats vor.  Vielmehr 
wurde ein Senator auf Lebenszeit gewählt. Allerdings war er nach Ablauf 
von mindestens sechs Jahren berechtigt, seine Entlassung zu verlangen.87 
Nach Artikel 788 hatten dem Kollegium des Senats nicht weniger, aber auch 
nicht mehr als 18 Mitglieder anzugehören. Eine Neuwahl hatte deshalb in-
nerhalb von 14 Tagen nach Beginn einer Vakanz zu erfolgen.89 Die beschrie-
benen Wahlverfahren vermittelten weder der Bürgerschaft noch dem Kolle-
gium des Senats eine demokratische Legitimation. Auch spätere Reformen 
des  Wahlrechts  führten nicht  zu  einer  demokratischen Legitimation der 
Bürgerschaft.90
Während  das  Demokratieprinzip  keinen  Eingang  in  die  Verfassung 
fand, bot Artikel 6 Absatz 2 der funktionalen und der organisatorischen 
Gewaltenteilung eine ausdrückliche verfassungsrechtliche Grundlage. Da-
bei ergab sich bereits aus dem Wortlaut dieser Norm, dass zwischen den 
beiden Aspekten der Gewaltenteilung keine Kongruenz bestand. Einerseits 
84 Art. 38 Satz 1 der Verfassung der freien und Hansestadt Hamburg vom 28. September 1860.
85 Vgl. Thieme, Konstitutionalismus, wie Anm. 76. S. 25.
86 Art. 9 der Verfassung der freien und Hansestadt Hamburg vom 28. September 1860.
87 Art. 10 Abs. 1 und 2 der Verfassung der freien und Hansestadt Hamburg vom 28. September 
1860.
88 Vgl. zu diesem Thieme, Konstitutionalismus, wie Anm. 76. S. 25 f.
89 Art. 12 der Verfassung der freien und Hansestadt Hamburg vom 28. September 1860.
90 Eckardt: Von der privilegierten Herrschaft zur parlamentarischen Demokratie, wie Anm. 33. 
S. 32–58. – Vgl. auch Frank-Michael Wiegand: Die Notabeln. Untersuchungen zur Geschichte 
des Wahlrechts und der gewählten Bürgerschaft in Hamburg 1859–1919 (Beiträge zur Ge-
schichte Hamburgs 30). Hamburg 1987.
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über  hinaus  sah  Artikel  61  Absatz  1  vor,  dass  ein  Gesetz  nur  durch  den 






zu  bildende  besondere  Deputationen  erfolgen.92 Die Regelungen zum Ge‐
setzgebungsverfahren lassen erkennen, dass die Verfassung die gesetzgebende 
Gewalt zu gleichen Teilen der Bürgerschaft und dem Senat übertragen hatte.
























Dimension  ein.  Das  Herrschaftsmodell,  auf  dem  das  hamburgische  Ge‐





weg.   Eine  Volksversammlung,   an   der   alle  Bürger   oder   gar   alle 
Einwohner teilzunehmen berechtigt waren, gab es nicht; an ihre Stel‐
le   trat,   sie  wenigstens   teilweise   ersetzend,  die   aus  den  Grundei‐
gentümern, den Mitgliedern der bürgerlichen Kirchenkollegien und 
den   Inhabern   einzelner  Ämter   bestehende   Erbgesessene   Bürger‐
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lität auf. Wiederkehrende Konflikte zwischen Rat und Gemeinde belasteten 
in  hohem  Maße  das  hamburgische  Gemeinwesen.100 Einer  kaiserlichen 
Kommission gelang es aber in den Jahren 1708 bis 1712, die Konflikte bei-
zulegen. In die Zukunft weisendes Ergebnis der Vermittlungen war die Ei-
nigung zwischen Rat und Gemeinde auf eine neue Verfassungsordnung.101 
Indem Rat und Gemeinde die Einigung sukzessive in vier verschiedenen, 
als  Rezesse bezeichneten  leges  fundamentales102 aufzeichneten,  nahmen sie 
eine bis zum Langen Rezess103 von 1529 und sogar bis zu den Rezessen des 
15.  Jahrhunderts zurückreichende Verfassungstradition wieder auf.104 Als 
letzte der vier leges fundamentales wurde am 15. Oktober 1712 der Hauptre-
zess unterzeichnet. In dessen Artikel 1 findet sich der Schlüssel zum Ver-
ständnis der neuen Verfassungsordnung:
100 Vgl. die Skizze von Martin Krieger: Geschichte Hamburgs. München 2006. S. 55–59.
101 Franklin Kopitzsch: Hamburg zwischen Hauptrezeß und Franzosenzeit – Bemerkungen zur 
Verfassung, Verwaltung und Sozialstruktur. In: Wilhelm Rausch (Hg.): Die Städte Mitteleuro-
pas im 17. und 18. Jahrhundert. Linz 1981. S. 185–187. – Hans-Dieter Loose. In: Hamburg, 
Bd. 1, wie Anm. 31. S. 285–287. – Postel: Vom Hauptrezeß zur Franzosenzeit, wie Anm. 26. 
S. 98–102. – Vgl. darüber hinaus die ausführliche Darstellung von Gerd Augner: Die kaiserli-
che Kommission der Jahre 1708–1712. Hamburgs Beziehung zu Kaiser und Reich zu Anfang 
des 18. Jahrhunderts (Beiträge zur Geschichte Hamburgs 23). Hamburg 1983. – Vgl. zur Ein-
richtung des Amtes eines Archivars im Rahmen der Einigung auf die neue Verfassungsord-
nung Udo Schäfer: Quod non est in actis, non est in mundo. Zur Funktion öffentlicher Archive im 
demokratischen Rechtsstaat. In: Alles was Recht ist. Archivische Fragen – juristische Antwor-
ten. 81. Deutscher Archivtag in Bremen (Tagungsdokumentation zum Deutschen Archivtag 
16). Fulda 2012. S. 74 f., und insbesondere Rainer Postel: Das Gedächtnis der Stadt als Behörde. 
In diesem Band.
102 Neues Reglement der Hamburgischen Raths- und Buerger-Convente zu 1710 Juni 4. In: Neuer 
Abdruck, wie Anm. 34. S.  57–109. – Unions-Receß des Senats zu 1710 Sept. 7. In: Ebenda, 
S. 271–292. – Unions-Receß der Collegien zu 1712 Okt. 5. In: Ebenda, S. 137–160. – Haupt-Re-
ceß zu 1712 Okt. 15. In: Ebenda, S. 197–256.
103 Des Teutschen Reichs-Archivs Partis Specialis IV. und letzte Continuation. Hrsg. von Johann 
Christian Lünig. Leipzig 1714. S. 965–988.
104 Vgl. zu den Rezessen als Element der hamburgischen Verfassungsgeschichte Rainer Postel, 
Stadtrecht – Bursprake – Rezesse. Elemente der Verfassungsentwicklung im alten Hamburg. 
In: Jan Albers u. a. (Hg.): Recht und Juristen in Hamburg, Köln u. a. O. 1994. S. 30–40; ders. In: 
Hamburg Lexikon. Hrsg. von Franklin Kopitzsch und Daniel Tilgner. Hamburg 3. Aufl. 2005. 
s. v. Rezeß. S. 400–402.
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[S]o wird hiemit, als ein ewiges unveränderliches und unwiederruf-
liches Fundamental-Gesetz festgestellet und bekräftiget, daß solch το 
Κυριον, oder das höchste Recht und Gewalt bei E. E. Rath und der 
Erbgesessenen  Bürgerschaft  inseparabili  nexu  conjunctim  und  zu-
sammen, nicht aber bei einem oder andern Theil privative bestehe, 
und daß dannenhero, so lange Rath und Bürgerschaft nicht zu ei-
nem  einmüthigen  und  freiwilligen  Schluß  gekommen,  des  einen 
Theils Resolution und Entschließung für keinen gültigen, weder E. 
E. Rath, noch die Erbgesessene Bürgerschaft verbindenden Schluß 
geachtet.105
Die auf dem Konsens zwischen Rat und Gemeinde beruhenden Rezesse 
bildeten die vertragliche Grundlage der Verfassungsordnung.106 Eine um-
fassende – sowohl systematisierende als auch abstrahierende – Regelung 
der Herrschaftsgewalt boten sie jedoch nicht. Vielmehr blieben Rat und Ge-
meinde auch im Hinblick auf die Anlage der Rezesse bei den bis in das spä-
te Mittelalter zurückreichenden traditionellen Formen. Die Legitimität der 
Herrschaftsgewalt, des Kyrion107, leitete die Verfassungsordnung von einem 
gemeinsamen Legitimationssubjekt ab, das aus dem Rat und der Erbgeses-
senen Bürgerschaft bestand. Der Wortlaut des oben wiedergegebenen Aus-
zugs aus Artikel 1 des Hauptrezesses von 1712 belegt, dass die durch den 
Rat und die Erbgesessene Bürgerschaft  vermittelte Legitimität  der Herr-
schaftsgewalt von der Verfassungsordnung als bereits gegeben betrachtet 
wurde.  Die legitime Herrschaftsgewalt  wurde nicht erst  durch die neue 
Verfassungsordnung begründet. Die weitere Frage, ob der über die Hanse-
stadt Hamburg ausgeübten Herrschaftsgewalt innerhalb des komplementä-
ren Mehrebenensystems des Alten Reichs108 mit Werner von Melle auch das 
105 Haupt-Receß zu 1712 Okt. 15, Art. 1. In: Neuer Abdruck, wie Anm. 34. S. 197 f.
106 Vgl. zu der die Rezesse umfassenden Quellenart der Friedebriefe Bernd Kannowski: Bürger-
kämpfe  und  Friedebriefe.  Rechtliche  Streitbeilegung  in  spätmittelalterlichen  Städten  (For-
schungen zur deutschen Rechtsgeschichte 19). Köln, Weimar und Wien 2001. S. 3–5, 193–199.
107 Vgl. zum Begriff Gerhard Ahrens. In: Hamburg Lexikon. Hrsg. von Franklin Kopitzsch und 
Daniel Tilgner. Hamburg 3. Aufl. 2005, s. v. Kyrion. S. 292.
108 Vgl. zur Charakterisierung des Alten Reichs als komplementäres Mehrebenensystem Georg 
Schmidt: Geschichte des Alten Reiches. Staat und Nation in der Frühen Neuzeit 1495–1806. 
München 1999. S. 40–44; ders.: Das frühneuzeitliche Reich – komplementärer Staat und födera-
tive Nation. In: Historische Zeitschrift 273, 1 (Oktober 2001). S. 371–399, und ders.: Wandel 




schaftsmodell  als  vormoderne  Verfassungsordnung   im  Sinne  von  Dieter 
Grimm zu bezeichnen ist.






über  Eigentum   an   einem   in   bestimmter  Art   und  Weise   qualifizierten 
Grundstück verfügte oder Mitglied eines bürgerlichen Kollegiums oder des 
Vorstandes eines gewerblichen Amtes war.113 Mitglied des Rates wurde ein 

























Rates erforderlich.115 Blieb der Konsens aus, so waren besondere Deputatio-
nen zu bilden, die die Entscheidung zu treffen hatten.116 Die Möglichkeiten 
bürgerlicher Partizipation117 und das Bekenntnis zu Rat und Erbgesessener 
Bürgerschaft als gemeinsames Legitimationssubjekt der Herrschaftsgewalt 
bilden den Kern der gemeindlich-genossenschaftlichen Ordnungsvorstel-
lungen. Ob in der Hansestadt Hamburg die Herrschaftsgewalt jemals dem 
Rat allein zugeordnet war – wie Werner von Melle annahm – darf bezwei-
felt werden.118 Allerdings besteht kein Zweifel, dass das in den Jahren 1708 
bis 1712 konsolidierte Ordnungssystem mit Werner von  Melle als oligar-
chisch-polyarchische Mischverfassung119 zu bewerten ist, in der die Herr-
schaftsgewalt auf wenige – den Rat – und viele – die Erbgesessene Bürger-
schaft – verteilt war.
Im Vergleich mit der gemeindlich-genossenschaftlichen Verfassungsord-
nung darf die Verfassung von 1860 als modern charakterisiert werden. Als 
der Rat und die neu gebildete Bürgerschaft diese Verfassung beschlossen, 
handelten sie  nicht  als  Vertragsparteien,  sondern als  verfassunggebende 
Gewalt.  Indem sie der Verfassung als Ordnungsprinzip die Gewaltentei-
lung zugrunde legten, konnten sie eine umfassende – sowohl systemati-
sierende als auch abstrahierende – Regelung der Herrschaftsgewalt schaf-
fen. Die auf die beiden neuen Institutionen – den gewählten Senat und die 
gewählte Bürgerschaft – bezogene Legitimität der Herrschaftsgewalt wur-
de durch die Verfassung von 1860 erst begründet. Allerdings bedeutete die 
Ableitung  der  legitimen Herrschaftsgewalt  von  Senat  und Bürgerschaft, 
114 Haupt-Receß zu 1712 Okt. 15, Artikel 6 und 7. In: Neuer Abdruck, wie Anm. 34. S. 214 f. – Vgl. 
Michael  Hundt.  In:  Hamburg Lexikon.  Hrsg.  von Franklin Kopitzsch und Daniel  Tilgner. 
Hamburg 3. Aufl. 2005, s. v. Rat. S. 385 f.
115 Haupt-Receß zu 1712 Okt. 15, Artikel 16. In: Neuer Abdruck, wie Anm. 34. S. 222.
116 Neues Reglement der Hamburgischen Raths- und Buerger-Convente zu 1710 Juni 4, Titel 6, 
Artikel 4–8. In: Neuer Abdruck, wie Anm. 34. S. 90–94.
117 Vgl. auch Franklin Kopitzsch: Bürgerliche Mitsprache und städtische Selbstverwaltung im al-
ten Hamburg (bis 1848). In: Manfred Asendorf u. a. (Hg.): Geschichte der Hamburgischen Bür-
gerschaft. 125 Jahre gewähltes Parlament. Berlin 1984. S. 37–49.
118 Vgl. bereits Ernst Pitz: Bürgereinung und Städteeinung. Studien zur Verfassungsgeschichte 
der Hansestädte und der deutschen Hanse (Quellen und Darstellungen zur hansischen Ge-
schichte NF 52). Köln, Weimar und Wien 2001. S. 63–73.
119 Vgl. zum Begriff der Mischverfassung Riklin: Machtteilung, wie Anm. 48. S. 349–356.
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dass das Ordnungssystem des hamburgischen Gemeinwesens eine oligar-
chisch-polyarchische Mischverfassung blieb.120
In der Fassung der Revision vom 13. Oktober 1879 blieb die Verfassung 
vom 28. September 1860 in Kraft, bis die Hansestadt Hamburg in der Nacht 
vom 5. auf den 6. November 1918 von der revolutionären Bewegung erfasst 
wurde, die sich in Deutschland aufgrund der Niederlage im Ersten Welt-
krieg  entwickelte.  Als  verfassunggebende  Versammlung  wurde  am  16. 
März 1919 zum ersten Mal in der hamburgischen Geschichte eine Bürger-
schaft in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und geheimer Wahl gewählt. 
Sie trat am 24. März 1919 zusammen. Am 29. Dezember 1920 verabschiede-
te sie die Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg, die am 7. Januar 
1921 ausgefertigt wurde und am 9. Januar 1921 in Kraft trat.121 Zentrale Ent-
scheidungen der  verfassunggebenden Versammlung finden sich  in  Arti-
kel 1 und in Artikel 2 Absatz 1.
Artikel 1
Der hamburgische Staat ist eine Republik […] .
Artikel 2
Die Staatsgewalt geht vom Volke aus. […]
Anders als der Entwurf einer Verfassung des Freistaates Hamburg vom 11. 
Juli 1849 verzichtete die Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg 
120 Vgl. auch Eckardt: Von der privilegierten Herrschaft zur parlamentarischen Demokratie, wie 
Anm. 33. S. 28, und Thieme: Konstitutionalismus, wie Anm. 76. S. 30 f.
121 Axel Schildt und Arnold Sywottek: Die Bürgerschaft in der Weimarer Republik (1919–1933). 
In: Manfred Asendorf u. a. (Hg.): Geschichte der Hamburgischen Bürgerschaft. 125 Jahre ge-
wähltes Parlament. Berlin 1984. S. 80–86. – Ursula Büttner. In: Hamburg. Geschichte der Stadt 
und ihrer Bewohner. Hrsg. von Werner Jochmann und Hans-Dieter Loose. Bd. 2: Vom Kaiser-
reich bis zur Gegenwart. Hrsg. von Werner Jochmann. Hamburg 1986. S. 131–144, 159–162, 
167–171. – Dies.: Politischer Neubeginn in schwieriger Zeit: Wahl und Arbeit der ersten demo-
kratischen Bürgerschaft Hamburgs 1919–21. 1994. In: Dies.: Errichtung und Zerstörung der 
Demokratie in Hamburg: Freie Gewerkschaften, Senatsparteien und NSDAP im Kampf um 
die Weimarer Republik. Fünf Abhandlungen. Hamburg 1998. S. 7–50. – Eckardt: Von der privi-
legierten Herrschaft zur parlamentarischen Demokratie, wie Anm. 33. S. 59–64. – Vgl. auch 
Rainer Postel. In: Kurt G. A. Jeserich, Hans Pohl und Georg-Christoph von Unruh (Hg.): Deut-
sche Verwaltungsgeschichte. Bd. 4: Das Reich als Republik und in der Zeit des Nationalsozia-
lismus. Stuttgart 1985. S. 629–631, und Michael Stolleis: Geschichte des öffentlichen Rechts in 
Deutschland:  Bd.  3:  Staats-  und  Verwaltungsrechtswissenschaft  in  Republik  und  Diktatur 
1914–1945. München 1999. S. 143 f.
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vom 7. Januar 1921 auf ein ausdrückliches Bekenntnis zur Demokratie als 
Verfassungsprinzip. Als Kern des Demokratieprinzips hob sie aber in Arti-
kel 2 Absatz 1 das Prinzip der Volkssouveränität hervor. Für eine Wahlperi-
ode von drei Jahren122 wurden die 160 Mitglieder der Bürgerschaft in allge-
meiner,  gleicher,  unmittelbarer und geheimer Wahl vom Volk gewählt.123 
Das Wahlverfahren entsprach auch dem modernen Wahlrechtsgrundsatz 
der Freiheit der Wahl. Die Mitglieder des Senats als Kollegialorgan wurden 
von der Bürgerschaft  auf  unbestimmte Zeit  gewählt.124 Die Amtsperiode 
des Senats war nicht auf die Wahlperiode der Bürgerschaft beschränkt. Al-
lerdings konnte  die Bürgerschaft  sowohl  einzelnen Mitgliedern als  auch 
dem Kollegium des Senats das Vertrauen entziehen.125 Neben der Wahl der 
Bürgerschaft sah die Verfassung in bestimmten Fällen126 auch Abstimmun-
gen durch das Volk vor, um der Herrschaftsgewalt unmittelbar eine demo-
kratischen Legitimation zu vermitteln.
Während der Entwurf einer Verfassung von 1849 und die Verfassung 
von 1860 sich ausdrücklich zur funktionalen und organisatorischen Gewal-
tenteilung bekannten, findet sich in der Verfassung von 1921 keine entspre-
chende Regelung.  In  der Sache stellte  die Gewaltenteilung aber das der 
Verfassung zugrunde liegende Ordnungsprinzip dar. So bestimmte Artikel 
32 Satz 1 das Kollegium des Senats zur Landesregierung. Nach Artikel 43 
oblag dem Senat die Aufsicht über die Verwaltung. Die Gesetze hingegen 
wurden gemäß Artikel 51 Absatz 2 von der Bürgerschaft beschlossen. Aller-
dings stand das Recht zur Gesetzesinitiative sowohl der Bürgerschaft als 
auch  dem Senat  zu.127 Eine  Inkongruenz  zwischen funktionaler  und or-
ganisatorischer Gewaltenteilung ergab sich jedoch vor allem aus dem Recht 
des Senats, gegen ein von der Bürgerschaft beschlossenes Gesetz Einspruch 
122 Art. 13 der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg vom 7. Januar 1921.
123 Art. 3 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg vom 7. Januar 1921.
124 Art. 34 der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg vom 7. Januar 1921.
125 Art. 36 Abs. 1 und 2 der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg vom 7. Januar 1921. 
– Vgl. aber Art. 36 Abs. 3 der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg vom 7. Januar 
1921. – Vgl. auch Helmut Stubbe da Luz. In: Hamburg Lexikon. Hrsg. von Franklin Kopitzsch 
und Daniel Tilgner. Hamburg 3. Aufl. 2005, s. v. Senat. S. 432.
126 Art. 36 Abs. 3, Art. 53 Satz 4, Art. 54, Art. 55 Abs. 2 und Art. 58 der Verfassung der Freien und 
Hansestadt Hamburg vom 7. Januar 1921.
127 Art. 51 Satz 1 der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg vom 7. Januar 1921.
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zu erheben. Die Bürgerschaft konnte einen solchen Einspruch nur mit qua-
lifizierten Mehrheiten überwinden.128 Auf diese Weise übertrug die Verfas-
sung von 1921 dem Senat einen nicht unerheblichen Anteil an der gesetzge-
benden Gewalt.
„Hamburg hat nie eine andere Staatsform als die der Republik auch nur 
in Erwägung gezogen.“129 Deshalb sei die Interpretation erlaubt, dass sich 
Artikel 1 der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg vom 7. Janu-
ar 1921 nicht nur auf das Vorbild des Artikels 1 Absatz 1 der Verfassung 
des Deutschen Reiches vom 11. August 1919, sondern auch auf die Traditi-
on  gemeindlich-genossenschaftlicher  Ordnung  des  hamburgischen  Ge-
meinwesens bezog. Auch vor dem Hintergrund eines vielschichtigen, zwi-
schen juristischer  und philosophischer Begriffsbildung unterscheidenden 
begriffsgeschichtlichen  Befundes130 dürfen  solche  gemeindlich-genossen-
schaftlichen Ordnungsvorstellungen als  eine  Form des  Republikanismus 
betrachtet werden.131
In nur zwei Sätzen hat Ursula Büttner der Verfassung von 1921 eine ab-
gewogene geschichtswissenschaftliche Würdigung zuteilwerden lassen: 
Das Verhältnis von Volks-, Parlaments- und Senatsrechten war in ihr 
so ausgewogen, daß sie die politische Stabilität Hamburgs sicherte. 
[…] Die verfassunggebende Bürgerschaft hatte ein Rahmenwerk ge-
schaffen, daß ihrer Stadt ein in der Weimarer Republik ungewöhn-
liches Maß an politischer Kontinuität sicherte.132 
Aus verfassungsgeschichtlicher Perspektive ist zu ergänzen, dass mit der 
Verfassung von 1921 an die Stelle der bis zur Revolution im Jahre 1918 gel-
tenden oligarchisch-polyarchischen Mischverfassung das Verfassungsprin-
zip der Demokratie trat. Dessen Kern bildete das Prinzip der Volkssouverä-
nität. Das Volk löste Senat und Bürgerschaft als Legitimationssubjekt der 
Herrschaftsgewalt ab.
128 Art. 53 der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg vom 7. Januar 1921.
129 David: Verfassung, wie Anm. 82, Art. 1, Rdnr. 5.
130 Vgl.  zu diesem Wolfgang Mager: Respublica und Bürger.  Überlegungen zur Begründung 
frühneuzeitlicher Verfassungsordnungen. In: Res publica. Bürgerschaft in Stadt und Staat (Bei-
hefte zu „Der Staat“ 8). Berlin 1988 . S. 67–84.
131 Schilling: „Republikanismus“, wie Anm. 17. S. 143.
132 Büttner: Politischer Neubeginn, wie Anm. 121. S. 49 f.
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 5  Resümee
Erst 40 Jahre nach der Verfassungsgebung im Rahmen des süddeutschen 
Konstitutionalismus und 10 Jahre nach der Verfassungsgebung in den bei-
den anderen norddeutschen Stadtrepubliken Lübeck und Bremen gab sich 
auch die Hansestadt Hamburg im Jahre 1860 eine moderne Verfassung. Je-
denfalls bis zur Revolution in den Jahren 1848 und 1849 hatte die auf ge-
meindlich-genossenschaftlichen  Ordnungsvorstellungen  beruhende  vor-
moderne  Verfassungsordnung  dem  hamburgischen  Gemeinwesen 
Stabilität verliehen. Der Entwurf einer Verfassung aus dem Jahre 1849 er-
wies sich nach der Revolution in der Realität der norddeutschen Stadtrepu-
blik Hamburg als nicht durchsetzbar. Der modernen Verfassung von 1860 
lag bereits das Ordnungsprinzip der Gewaltenteilung zugrunde. Das Ver-
fassungsprinzip der Demokratie wurde aber erst nach der Revolution von 
1918 und 1919 mit der Verfassung von 1921 verwirklicht. Auf dem Weg von 
einem gemeindlich-genossenschaftlichen Ordnungssystem zu einem demo-
kratischen Verfassungsstaat stellte die Verfassung von 1860 eine Wegemar-
ke des Verfassungswandels dar.
